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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Mariiese Dobberthien, Angelika Barbe, 
Ingrid Becker-Inglau, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/1835 — 


Prüfung des Präparates RU 486 in der Bundesrepublik Deutschland 
zum medikamentösen Schwangerschaftsabbruch 


A. Problem 

Nach Ansicht der Antragsteller steht nun die Entscheidung an, das 
Präparat RU 486 ebenso wie in Österreich, Frankreich und Groß- 
britannien nun auch in der Bundesrepublik Deutschland als 
medikamentöse Methode für einen frühzeitigen Schwanger- 
schaftsabbruch zuzulassen. Der Hersteller hat jedoch erklärt, 
keinen entsprechenden Antrag stellen zu wollen, es sei denn, 
Bundesregierung und Gesundheitsbehörden äußerten den aus- 
drücklichen Wunsch auf Zulassung. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags, da es nicht Aufgabe des Gesetzgebers ist, 
an einzelne Firmen Aufforderungen zu individuellem Handeln zu 
richten. 


Mehrheitsentscheidung 
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C. Alternativen 

Nach Ansicht der Antragsteller sollten trotz der Problematik eines 
solchen Vorgehens in diesem besonderen Falle die vom Hersteller 
gestellten Bedingungen erfüllt v^erden, damit nicht länger eine 
möglicherweise schonendere oder weniger risikoreiche Methode 
des Schwangerschaftsabbruches vorenthalten wird und ein 
Schwangerschaftsabbruch frühzeitig erfolgen kann. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/1835 — abzulehnen. 

Bonn, den 15. Juni 1994 

Der Ausschuß für Gesundheit 

Dr. Dieter Thomae Regina Schmidt-Zadel 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Regina Schmidt-Zadel 


1. Zum Beratungsverf ähren 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag in seiner 
89. Sitzung am 30. April 1992 in erster Lesung beraten 
und an den Ausschuß für Gesundheit zur federführen- 
den Beratung und an den Ausschuß für Frauen und 
Jugend, den Ausschuß für Familie und Senioren sowie 
den Sonderausschuß „Schutz des ungeborenen 
Lebens" zur Mitberatung überwiesen. 

In seiner Stellungnahme vom 7. Oktober 1992 teilte 
der Ausschuß für Frauen und Jugend mit, daß er mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktion der CDU/ 
CSU gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion 
der SPD bei Stimmenthaltung der Mitglieder der 
Fraktion der F.D.P. und bei Abwesenheit des Mit- 
glieds der Gruppe der PDS/Linke Liste und des 
Mitglieds der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
beschlossen habe, sich mit dem Antrag nicht zu 
befassen. In seiner Stellungnahme vom 24. Juni 1992 
teilte der Ausschuß für Familie und Senioren mit, daß 
er mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglie- 
der der Fraktion der SPD bei Abwesenheit der Mit- 
glieder der Gruppen beschlossen habe, sich nicht mit 
dem Antrag zu befassen. Der Sonderausschuß „ Schutz 
des ungeborenen Lebens" hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 17. Jurü 1992 einstimmig zur Kenntnis 
genommen. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat die Beratung in 
seiner 58. Sitzung am 24. März 1993 auf genommen, in 
seiner 64. Sitzung am 24. Juni 1993 fortgesetzt und in 
seiner 68. Sitzung am 29. September 1993 beschlos- 
sen, zu dem Antrag ein nichtöffentliches Experten- 
gespräch zu führen. Dieses Gespräch, zu dem 
Dr. Furch, Prof. Dr. Göretzlehner, Frau Dr. Retzlaff, 
Prof. Dr. Rothe und Frau Thoß als Sachverständige 
geladen waren, fand in der 78. Sitzung am 1. Dezem- 
ber 1993 statt. Auf das Wortprotokoll und äie als 
Ausschußdrucksachen verteilten Stellungnahmen der 
Sachverständigen wird Bezug genommen. Der Aus- 
schuß schloß seine Beratung in der 111. Sitzung 
am 15. Juni 1994 ab und hat den Antrag mit den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder 
der Fraktion der SPD bei Abwesenheit des Mitglieds 
der Gruppe der PDS/Linke Liste und des Mitglieds der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 


2. Zum Inhalt des Antrags 

Mit dem Antrag soll die Herstellerfirma des Präparates 
RU 496, die Hoechst AG, auf gef ordert werden, beim 


Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
einen Zulassungsantrag zu stellen. 


3. Zu den Beratungen im Ausschuß 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. lehnten den Antrag mit der Begründung ab, daß 
es nicht Aufgabe des Gesetzgebers sein könne, an 
einzelne Firmen individuelle Handlungsaufforderun- 
gen zu richten. Dies widerspreche allen ordnungspo- 
litischen Grundsätzen und sei ein Charakteristikum 
von plan wirtschaftlich organisierten Wirtschaftssyste- 
men. 

Weiter hätten die Experten darauf hingewiesen, daß 
der Wirkungsgrad des Präparates bei etwa 70 bis 
80 V. H. liege. Es sei nicht auszuschließen, daß es bei 
einer unwirksamen Applikation des Präparates zu 
schweren Schäden des Fötus komme mit der Folge, 
daß stark mißgebildete Kinder geboren würden. 
Damit der Arzt sich vor möglichen Schadensersatzan- 
sprüchen wegen der Schädigung des Kindes schützen 
könne, müsse er mit der Schwangeren einen Ver- 
trag des Inhalts schließen, daß sich die Schwange- 
re bei einem Mißlingen zu einem chirurgischen 
Abort verpflichte. Dies sei ein sehr bedenklicher Zu- 
stand. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD verkannten die 
Problematik der parlamentarischen Aufforderung an 
ein Unternehmen in keiner Weise. Gleichwohl waren 
sie der Auffassung, daß es in der besonderen Situation 
und vor allem vor dem Hintergrund, Frauen eine 
Alternative zur chirurgischen Schwangerschaftsun- 
terbrechung zu bieten, gerechtfertigt sei, ein politi- 
sches Signal zu setzen. Hinter der Weigerung der 
Firma Hoechst AG, einen Zulas sungs antra g zu stellen, 
verberge sich ein schwer überbietbares Maß an Frau- 
enverachtung, weil dieser medizinische Fortschritt in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht Einzug halten 
dürfe. Sie wiesen auf den Erfahrungsbericht aus 
Frankreich von Dr. Aubeny hin, der einen Wirkungs- 
grad von 96,6 V. H. angebe und es bei der Anwendung 
von RU 486 in Verbindung mit dem Prostaglandin 
Misoprostol — bei Eingrenzung auf eine bestimmte 
Gruppe von Frauen — zu keinen Komplikationen 
— insbesondere keine kardiovaskulären Komplikatio- 
nen — führte. 

Sie betonten, mit dem Antrag gehe die medizinische 
Verantwortung für das Präparat keineswegs auf die 
Politik über. Es gehe ausschließlich darum, daß der 
Zulassungsantrag gestellt werde und dann fachlich 
und wissenschaftlich darüber entschieden werde. Der 
Zulassungsantrag sei eine unumgängliche Vorausset- 
zung für eine kontrollierte Markteinführung. Über die 
medizinische Unbedenklichkeit und Verträglichkeit 
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müsse, wie bei allen anderen Präparaten auch, das 
Bundesinstitut entscheiden. Es sei eine üble Unterstel- 
lung, wenn gesagt werde, das Präparat werde wie 
eine Kopfschmerztablette mal schnell mit dem Mor- 
genkaffee eingenommen. 


Bonn, den 15. Juni 1994 

Regina Schmidt-Zadel 

Berichterstatterin 
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